
SYNODE DER EVANGELISCHEN KIRCHE Anträge 6. Tagung der Zwölften Kirchensynode 
    IN HESSEN UND NASSAU 

Alle Anträge, die in der 6. Tagung der Zwölften Synode der EKHN gestellt wurden und zur weiteren Behandlung 
an synodale Ausschüsse, den Kirchensynodalvorstand und an die Kirchenleitung überwiesen wurden: 

ÜBERSICHT 
Be-

schluss
-Nr. 

Anträge 
zu TOP Thema 

zu 
Druck-
sache 

zu fin-
den auf 

Seite 

2 a 1 Religionsunterricht 35/18 2 

2 d 3 „Glaube junger Menschen“ 46/18 3 

2 d 3 Unterstützung von Einrichtungen beim Erwerb des Gütesiegels 46/18 3 

3 5 Abschiebungen nach Syrien 48/18 4 

4 6 Erarbeitung einer friedensethischen Stellungnahme der EKHN. 49/18 5 

5 a 7.1 Zuweisungen für gemeindeeigene Kita-Gebäude 50/18 6 

5 b 7.1 Zukünftige Entscheidungen zum kirchlichen Leben und Weiterent-
wicklungen von Prioritäten und Posterioritäten 50/18 6-7 

7 7.3 KG zur Änderung der KHO und der EBBVO in der EKHN 52/18 8 

8 7.4 KG zur Änderung des RegionalverwaltungsG 53/18 9 

9 7.5 Nachweisbarkeit der Konfirmation über die Personendaten des 
Kirchlichen Meldewesens 54/18 10 

10 7.6 Regelung bei nicht veräußerbaren Pfarrhäusern 55/18 11 

16 8.3 Entscheidung über die Weiterführung des Bibelhauses im Frühjahr 
2019 61/18 12 

16 8.3 Bibelhaus Erlebnismuseum (Anträge 2 + 3) 61/18 12 

17 8.4 Verwendung der Umstellungsrücklage aus der EöB 1.1.2015 69/18 13 

26 13.1 
Antrag des Dekanats Biedenkopf-Gladenbach zu Abschlüssen be-
währter, auf hohem Niveau ausbildender und in anderen Landeskir-
chen der EKD anerkannter freier Ausbildungsstätten 

66/18 14 

27 13.2 
Antrag des Dekanats Darmstadt-Land zu Verfahren zur Errichtung, 
Ausschreibung und Besetzung von Stellen im gemeindepädagogi-
schen Dienst  

67/18 16-17 

27 13.2 Klärung von Rahmenbedingungen  zum Einsatz von Gemeindepä-
dagog*innen mit religionspädagogischer Qualifikation 67/18 18 

28 13.3 Antrag des Dekanats Wiesbaden zu pfarramtlichen Kooperations-
räumen 70/18 19 

29 13.4 Antrag des Dekanats Mainz zur Einrichtung einer Stabsstelle Kin-
derschutz und Schutz vor sexueller Belästigung 71/18 20 

30 13.5 Antrag des Dekanats Bergstraße zur Aufhebung eines „Automatis-
mus“ bei pfarramtlichen Verbindungen  72/18 21-22 

Abkürzungsverzeichnis 23 



Zwölfte Kirchensynode, 6. Tagung 
Anträge 

Zu  

TOP 1 Bericht des Präses 

(Drucksache Nr. 35/18) 

Überwiesen an: KL 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut 

AAKJBE 1 Die Kirchenleitung wird gebeten, 

a) sowohl einen Vorschlag für Richtwerte des Arbeitsaufwan-
des im Religionsunterricht als auch für alternative Aufgaben
im Dekanat für Pfarrpersonen zu erstellen, die vom Religi-
onsunterricht aus unterschiedlichen Gründen befreit worden
sind oder werden;

b) eine Richtlinie für einen verbindlichen Religionsunterricht-
Konvent in den Dekanaten zu erstellen. Bei den Überle-
gungen für eine Richtlinie halten wir es für sinnvoll, dass
Vertreter*innen aus dem schulischen Bereich (Schullei-
ter*innen, Schulamtsvertreter*innen) einbezogen werden.

Begründung: 

s. Bericht des AAKJBE, Drucksache Nr. 45-1/18, S.2)
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Zwölfte Kirchensynode, 6. Tagung 
Anträge 

Zu  

TOP 3 Bericht über die 5. Tagung der 12. Synode der EKD 

(Drucksache Nr. 46/18) 

Überwiesen an: Antrag Nr. 1 an KSV 
Antrag Nr. 2 an KL 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut Überwiesen 
an: 

Jugenddelegierte 
Batz, Künkel, Leh-
mann, Menzel und 
Reinhardt 

1 In Anlehnung an die von der EKD-Synode beschlosse-
nen zehn Thesen möchte sich auch die EKHN mit dem 
„Glaube junger Menschen“ auseinandersetzen und Kon-
sequenzen für ihre Arbeit ziehen. 

Bis zur nächsten Synodaltagung (Frühjahr 2019) soll da-
zu vom AAKJBE (federführend) in Zusammenarbeit mit 
dem ThA und dem AGÖM (und ggf. weiteren Ausschüs-
sen) eine Vorlage erarbeitet werden. 

KSV 

Astheimer-Heger 2 Die Synode bittet die KL ein Konzept unter Einbeziehung 
des Stabsbereiches Chancengleichheit zu entwickeln, 
wie zukünftig Einrichtungen beim Erwerb des Gütesie-
gels finanziell und organisatorisch unterstützt werden 
können. 

KL 
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Zwölfte Kirchensynode, 6. Tagung 
Anträge 

Zu  

TOP 5 Synodenwort zur Flüchtlingspolitik 

(Drucksache Nr. 48/18) 

Überwiesen an: ADGV, AGFB und KL 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut 

Heinz Römermann 1 Weiterhin sollten keine Abschiebungen nach Syrien erfolgen, da 
dort die Sicherheitslage noch prekärer ist als in Afghanistan. Der 
Diktator Assad lässt zurückgekehrte Flüchtlinge in Gefängnissen 
verschwinden.  

Die schweren Menschenrechtsverletzungen des Assad-Regimes, 
wie die Folterung und Ermordung von Inhaftierten, der Einsatz von 
Fassbomben und der Einsatz von Giftgas bedeuten, dass das Re-
gime als Kriegsverbrecher zu bezeichnen ist. (Lt. UN-Charta ist der 
Einsatz von Giftgas geächtet!) 
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Zwölfte Kirchensynode, 6. Tagung 
Anträge 

Zu  

TOP 6 Erarbeitung einer friedensethischen Stellungnahme der EKHN 

(Drucksache Nr. 49/18) 

Überwiesen an: AAKJBE, ADGV, AGFB (fed.), ThA 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut 

Olliver Zobel 1 Im Spiegelstrich „Autonome Waffensysteme“ im zweiten Satz den 
Passus „eine Debatte um die Ächtung“ in „eine Debatte zur Äch-
tung“ abzuändern. 

Axel Erdmann 2 Zielbeschreibung für das Papier friedensethische Stellungnahme. 

2019: „2.019 öffentliche Veranstaltungen mit 201.900 Teilnehmern“ 
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Zwölfte Kirchensynode, 6. Tagung 
Anträge 

Entschließungsanträge zu  

TOP 7.1 Entwurf eines Kirchengesetzes über die Feststellung des Haushaltsplans der EKHN 
für das Haushaltsjahr 2019 

(Drucksache Nr. 50/18) 

Überwiesen an: Antrag Nr. 1 an KL 
Antrag Nr. 2 an KL und KSV 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut Überwiesen 
an: 

Olliver Zobel 1 Gemeinden, die für gemeindeeigene Gebäude von Kitas 
Rücklagen bilden müssen, mit ähnlichen Zuweisungen 
zu versehen, die sie für den Unterhalt von Gemeinde-
häusern bekommen. 

KL 

Michael Koch 

Sebastian Ohly 

Wolfgang Prawitz 

Cornelia Köstlin-
Göbel 

Thomas Stegmann 

2 Die Synode der EKHN stellt fest, dass für zukünftige 
Entscheidungen zum kirchlichen Leben und zu dessen 
Weiterentwicklung Prioritäten- und Posterioritäten-
Entscheidungen erforderlich sind, denen theologische, 
ekklesiologische, gesellschaftliche und soziodemografi-
sche Kriterien zugrunde liegen. Insbesondere die pau-
schalen Kürzungen in den kirchlichen Handlungsfeldern 
um jeweils geringe Prozentpunkte („Rasenmäherprin-
zip“) sind derzeit nicht mehr zielführend und haben ein-
zelne Handlungsbereiche bereits jetzt an den Rand ihrer 
Leistungsfähigkeit gebracht. 

Die in dieser Synodaltagung geführte Debatte um die 
Verwendung der Umstellungsrücklage aus der Umstel-
lung von der kameralen zur doppischen Haushaltsfüh-
rung 2015 unterstreicht ebenso die Notwendigkeit von 
Prioritäten- und Posterioritäten-Entscheidungen. 

Darin ist zugleich deutlich geworden, dass auch künftig 
Ressourcenspielräume erforderlich sein werden, um auf 
gesellschaftliche Entwicklungen angemessen reagieren 
und zukunftsfähige kirchliche Arbeit initiieren und gestal-
ten zu können. 

Deshalb bittet die Kirchensynode die Kirchenleitung um 
eine Vorlage [für ihre Tagung im Mai 2019], mit der sie 
deutlich macht, welche Schwerpunkte kirchlicher Arbeit 
und welche Großprojekte sie in Zukunft besonders för-

KL und KSV 
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Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut Überwiesen 
an: 

dern, ausbauen oder neu initiieren möchte und in wel-
chen Arbeitsbereichen sie Reduktionen bis hin zur Auf-
gabe von Arbeitsbereichen für möglich erachtet. Ihre 
Aufstellung von Prioritäten und Posterioritäten soll die 
Kirchenleitung so begründen, dass nachvollziehbar ist, 
welches Kirchenbild (theologische und ekklesiologische 
Grundentscheidungen) sie leitet, welche Ziele sie damit 
erreichen will und welche Konsequenzen sie aus wel-
chen beobachteten gesellschaftlichen und soziodemo-
grafischen Entwicklungen damit ziehen möchte.   
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Zwölfte Kirchensynode, 6. Tagung 
Anträge 

Zu 

TOP 7.3 Entwurf eines Kirchengesetzes zur Änderung der Kirchlichen Haushaltsordnung und 
der Rechtsverordnung über die Erfassung, Bewertung und Bilanzierung von Vermögen in der 

EKHN (1. Lesung) 

(Drucksache Nr. 52/18) 

Überwiesen an: AGÖM, FA, RPAus, RA und VA (federführend) 

Der KSV beschließt in seiner Sitzung am 12.12.2018, die Federführung an 
den Rechtsausschuss zu übertragen. 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut 

Dr. Achim Knecht 1 In § 34 KHO wird in Absatz 4 nach Ziffer 3 eine neue Ziffer 4 ein-
gefügt (entsprechend der Regelung in § 55 Absatz 2 Satz 4 KHO 
2000):  

„Bei Kirchengemeinden, Dekanaten kann durch Dienstanweisung 
sowie bei kirchlichen Verbänden durch Satzung die Anordnungs-
befugnis an geeignete Personen delegiert werden.“ 
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Zwölfte Kirchensynode, 6. Tagung 
Anträge 

Zu  

TOP 7.4 Entwurf eines Kirchengesetzes zur Änderung des Regionalverwaltungsgesetzes 
(1. Lesung) 

(Drucksache Nr. 53/18) 

Überwiesen an: AGÖM, RPAus, RA und VA (federführend) 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut 

Achim Knecht 1 In § 14 RVG werden die Worte „am Main“ durch „und Offenbach“ 
ersetzt und in Satz 1 werden nach „Frankfurt“ die Worte „und Of-
fenbach“ eingefügt. 

Jutta Trintz 2 § 24 Abs. 4 wird nicht geändert sondern das „Benehmen mit der
Kirchenleitung“ bleibt im Gesetzestext erhalten. 

„(4) Die Leiterin oder der Leiter der Verwaltungsdienststelle und die 
stellvertretende Leiterin oder der stellvertretende Leiter werden 
vom Verbandsvorstand im Benehmen mit der Kirchenleitung ein-
gestellt. Die weiteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden vom 
Verbandsvorstand eingestellt, sofern die Verbandssatzung nichts 
anderes bestimmt.“ 

Astrid Ellermann 3 Den Änderungsvorschlag zu § 27 (3) des Regionalverwaltungsge-
setzes zurückzunehmen.  

Die freiwilligen Aufgaben sollten nicht von örtlich nicht zuständigen 
Regionalverwaltungen übernommen werden. 
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Zwölfte Kirchensynode,6. Tagung 
Anträge 

Entschließungsantrag zu  

TOP 7.5 Entwurf eines Kirchengesetzes zur Änderung der Kirchengemeindewahlordnung, der 

Kirchengemeindeordnung und der Dekanatssynodalordnung 

(Drucksache Nr.54/18) 

Überwiesen an: KL 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut 

Renate Sandforth 1 Die Konfirmation soll in die personenbezogenen Daten der Ge-
meindeglieder in geeigneter Form aufgenommen werden, damit für 
Wahlvorstände die Konfirmation nachvollziehbar (nachgewiesen 
werden kann) ist. 
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Zwölfte Kirchensynode,6. Tagung 
Anträge 

Entschließungsantrag zu  

TOP 7.6 Entwurf eines Kirchengesetzes zur Sicherung von Pfarrhäusern und zur Flexibilisie-
rung der Dienstwohungspflicht (2. und 3. Lesung) 

(Drucksache Nr. 55/18) 

Überwiesen an: KL 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut 

Axel Erdmann 1 § 5.4

Im Falle der Nichtveräußerlichkeit des Pfarrhauses, wird dieses der 
ZPV symbolisch zum Preis von 1,- Euro übereignet. 
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Zwölfte Kirchensynode, 6. Tagung 
Anträge 

zu  

TOP 8.3 Konzepte zur Fortführung des Bibelhaus Erlebnismuseums 

(Drucksache Nr.61/18) 

Überwiesen an: Antrag Nr. 1 an KSV 
Anträge Nr. 2 u. 3 an KL 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut Überwiesen 
an: 

Prof. Dr. Wolfgang 
Breul 

1 Die Synode möge beschließen: dass im Frühjahr 2019 ei-
ne Entscheidung über die Weiterführung des Bibelhauses 
getroffen wird. 

KSV 

Hans-Jörg Wahl 2 Die Synode möge beschließen: dass bis zur Frühjahrssy-
node die Kirchenverwaltung mit der Frankfurter Bibelge-
sellschaft gebeten wird, Kooperationen zum Beispiel mit 
der katholischen Kirche oder anderen Institutionen weiter 
zu prüfen und mit der Stadt Frankfurt in Verhandlung zu 
treten, ob nicht das Bibelhaus von der Regel der Frankfur-
ter Museen profitieren kann, dass für Kinder und Jugendli-
che kein Eintritt verlangt werden muss. Außerdem soll der 
Personalschlüssel für die laufenden Kosten mit dem Ziel 
einer Reduzierung noch einmal geprüft werden. 

KL 

Dr. Birgit Pfeiffer 3 In die Beratungen der Ausschüsse mögen die Stellung-
nahmen / Beurteilungen der folgenden Experten  

- Ev. Theol. Fakultät Frankfurt 

- Ev. Theol. Fakultät Mainz 

- Ev. Stadtdekanat Frankfurt 

zu den Fragen des Potentials 

- des Projektes 

- des Standortes 

- von Kooperationspartnern 

einbezogen werden. 

KL 
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Zwölfte Kirchensynode,6. Tagung 
Anträge 

zu  

TOP 8.4 Verwendung der Umstellungsrücklage aus der Eröffnungsbilanz zum 1.1.2015 

(Drucksache Nr.69/18) 

Überwiesen an: AGÖM, AGFB, BA, FA, RPAus, ThA und VA (federführend) 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut 

Finanzausschuss 1 Ziffer 1. wird wie folgt gefasst: 
„Die Kirchensynode beschließt, die Umstellungsrücklage in Höhe 
von € 78.416.139,72, die in der Eröffnungsbilanz zum 1.1.2015 ge-
bildet wurde, zugunsten des Vermögensgrundbestandes aufzulö-
sen“. 

Hans Otto  
Zimmermann 

2 Vor Beschlussfassung über die Verwendung der Überbrückungs-
vorlage gem. Drs. 69/18 zunächst von der Summe von ~78 Mio. € 
das bilanzielle Defizit des Jahresabschlusses 2015 in Höhe von rd. 
16,3 Mio. € in Abzug zu bringen, um die folgenden Jahre nicht mit 
dem bilanziellen Defizit des Jahres 2015 zu belasten. 

Dr. Axel Erdmann 3 Für den Fall, dass die Synode dem Vorschlag der Kirchenverwal-
tung folgt, beantrage ich, die Hälfte der Projektfinanzierung direkt 
an die Gemeinden (Gemeindeglieder) aufzuteilen. 
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Zwölfte Kirchensynode,6. Tagung 
Anträge 

  
zu  

TOP 13.2 Antrag des Dekanats Darmstadt-Land zu den Verfahren zur Errichtung, Ausschrei-

bung und Besetzung von Stellen im gemeindepädagogischen Dienst 

(Drucksache Nr.67/18) 

 

 

 

Überwiesen an: KL 
 

 

Antragstellende/r An-
trag 
Nr. 

Antrag im Wortlaut 

Elke Tomala-
Brümmer 

2 Die KL wird beauftragt, schnellst möglich die Rahmenbedingungen 
für den Einsatz von Gemeindepädagogen/ -innen mit religionspä-
dagogischer Qualifikation im ev. RV der (staatl.) Schulen, insbe-
sondere Rechtsstellung und Entlohnung verbindlich zu klären. 

Begründung: Seit ca. 10 Jahren bietet die EHD den Masterstudien-
gang Ev. Religionspädagogik an, der von einer Reihe von Gemein-
depädagogen/ -innen absolviert wurde bzw. wird. Meines Wissens 
nach wurde der Studiengang auch entwickelt, um die Abdeckung 
eines qualifizierten Ev. RU an den Schulen zu unterstützen. Bisher 
bestehen jedoch keine verbindlichen Regelungen, wie und unter 
welchen Rahmen Bedingungen der Einsatz erfolgen soll. 
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Abkürzungsverzeichnis 

Abk. Name 

AAKJBE Ausschuss für die Arbeit mit Kindern und 
Jugendlichen, Bildung und Erziehung 

ADGV Ausschuss für Diakonie und Gesellschaftliche 
Verantwortung 

AGÖM Ausschuss für Gemeindeentwicklung, 
Öffentlichkeitsarbeit und Mitgliederorientierung 

AGFB Ausschuss für Gerechtigkeit, Frieden und 
Bewahrung der Schöpfung 

BA Bauausschuss 

BenA Benennungsausschuss 

FA Finanzausschuss 

RPAus Rechnungsprüfungsausschuss 

RA Rechtsausschuss 

ThA Theologischer Ausschuss 

VA Verwaltungsausschuss 

KSV Kirchensynodalvorstand 

KL Kirchenleitung 
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